
 

 

 

 

 
 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung (GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz) 
Bundesrat Drucksache 256/26 - Plenarsitzung am 12.6.2026 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

mit großer Sorge möchten wir Sie auf die drohenden Auswirkungen des geplanten GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetzes auf die Krankenbeförderungsbranche sowie auf die Versorgung kran-
ker und mobilitätseingeschränkter Menschen aufmerksam machen und Sie um Ihre Unterstüt-
zung bitten. 

Die vorgesehenen Regelungen könnten erhebliche Auswirkungen auf die Sicherstellung einer flä-
chendeckenden, bedarfsgerechten und wirtschaftlich tragfähigen Patientenbeförderung haben 
und damit die Versorgung zahlreicher Betroffener gefährden. Hierzu möchten wir auf folgende 
Aspekte hinweisen: 

Unser Fachverband vertritt rund 1.000 hessische Krankenbeförderungsunternehmen mit mehr 
als 5.000 Fahrzeugen. Diese Unternehmen gewährleisten täglich die Beförderung von Patientin-
nen und Patienten zu medizinisch notwendigen Behandlungen und leisten damit einen unver-
zichtbaren Beitrag zur Gesundheitsversorgung in Hessen. 

Das Leistungsspektrum umfasst Sitzendkrankenfahrten, Rollstuhl- und Tragestuhlbeförderungen 
sowie Liegendtransporte in speziell ausgestatteten Fahrzeugen. Die Angebote richten sich insbe-
sondere an Menschen, die aufgrund ihres Gesundheitszustands oder ihrer eingeschränkten Mo-
bilität auf eine professionelle Beförderung angewiesen sind, um medizinische Leistungen in An-
spruch nehmen zu können. 

Die Leistungen der Krankenbeförderung werden überwiegend von Versicherten der gesetzlichen 
Krankenversicherung in Anspruch genommen, sodass die gesetzlichen Krankenkassen die maß-
geblichen Kostenträger darstellen.  
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Für eine dauerhaft verlässliche und qualitativ gesicherte Versorgung ist eine auskömmliche 
Finanzierung der Krankenbeförderung durch angemessene Vergütungssätze unerlässlich. 

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Branche werden jedoch entscheidend durch die 
von den gesetzlichen Krankenkassen festgelegten Vergütungen bestimmt. Diese bewegen sich 
seit Jahren auf einem Niveau, das in vielen Fällen keine über den gesetzlichen Mindestlohn hin-
ausgehende Vergütung der Beschäftigten zulässt, sodass die Personalkosten im Wesentlichen 
auf Mindestlohnniveau begrenzt bleiben. 

Erhöhungen des gesetzlichen Mindestlohns wirken sich daher unmittelbar und in vollem Umfang 
auf die Personalkosten der Unternehmen aus. Da die Personalkosten den mit Abstand größten 
Kostenblock in der Krankenbeförderung darstellen, führen entsprechende Anpassungen zu er-
heblichen finanziellen Mehrbelastungen, die von den Unternehmen regelmäßig nicht aus eigener 
Kraft aufgefangen werden können. 

Durch die Fünfte Verordnung zur Anpassung des Mindestlohns wurde der gesetzliche Mindest-
lohn zum 1. Januar 2026 von 12,82 Euro auf 13,90 Euro angehoben. Dies entspricht einer Erhö-
hung um 8,42 Prozent. 

Bereits bei einem Personalkostenanteil von lediglich 60 Prozent an den Gesamtkosten ergibt sich 
hieraus ein erforderlicher Vergütungsanstieg von mindestens 5,05 Prozent, um die durch die 
Mindestlohnerhöhung verursachten Mehrkosten vollständig zu refinanzieren und eine struktu-
relle Unterfinanzierung zu vermeiden. 

Zusätzlich werden die Unternehmen durch gestiegene Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung 
sowie erhebliche inflationsbedingte Kostensteigerungen belastet. Diese betreffen insbesondere 
Fahrzeuge, Kraftstoffe, Versicherungen, Wartungskosten und weitere betriebliche Aufwendun-
gen. Die tatsächliche Kostenentwicklung liegt damit deutlich über dem zusätzlichen Finanzie-
rungsbedarf, der allein aus der Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns resultiert. 

Bislang bestand in Rechtsprechung und Praxis Einigkeit darüber, dass Vergütungssteigerungen, 
die auf gesetzliche Mindestlohnerhöhungen, Tarifsteigerungen oder die Anpassung von Gehäl-
tern an tarifliche Vergütungsniveaus zurückzuführen sind, nicht als unwirtschaftlich zurückge-
wiesen werden dürfen. Das Bundessozialgericht hat hierzu mehrfach festgestellt, dass die Ein-
haltung gesetzlicher Lohnvorgaben und tarifvertraglicher Verpflichtungen Bestandteil einer wirt-
schaftlichen Betriebsführung ist und nicht zu Lasten der Leistungserbringer gehen darf. 
 
Der nun vorliegende Entwurf des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes vollzieht einen 
grundlegenden Paradigmenwechsel. Während bislang bei Vergütungsverhandlungen lediglich 
die „Beachtung“ des Grundsatzes der Beitragssatzstabilität vorgesehen war, soll künftig dessen 
„Geltung“ ausdrücklich gesetzlich verankert werden. Nach der Begründung des Gesetzentwurfs 
soll die Grundlohnrate nicht mehr als Orientierungsgröße, sondern als verbindliche Obergrenze 
für künftige Vergütungssteigerungen wirken, obwohl die bestehenden Vergütungen der Kran-
kenkassen bereits heute nicht mit der realen Kostenentwicklung Schritt halten. 
 
Gleichzeitig sollen in zahlreichen Leistungsbereichen Regelungen gestrichen werden, nach denen 
die Bezahlung tariflicher Vergütungen nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden darf. Damit 
wird die bisherige Refinanzierung von Mindestlohn- und Tarifsteigerungen faktisch erheblich ein-
geschränkt. 
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Besonders problematisch ist, dass sich der Gesetzentwurf weder mit der langjährigen Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts noch mit den verfassungsrechtlichen Implikationen dieser Neu-
regelung auseinandersetzt. Die Rechtsprechung beruht nicht auf bloßen Zweckmäßigkeitserwä-
gungen, sondern auf verfassungsrechtlichen Wertungen. Die Tarifautonomie gemäß Artikel 9 Ab-
satz 3 Grundgesetz, die Berufsfreiheit gemäß Artikel 12 Grundgesetz sowie die Eigentumsgaran-
tie gemäß Artikel 14 Grundgesetz setzen derartigen Eingriffen Grenzen. 
 
Es erscheint daher zweifelhaft, ob die vorgesehene starre Bindung an die Grundlohnrate ohne 
angemessene Berücksichtigung tatsächlicher Kostensteigerungen verfassungsrechtlich Bestand 
haben kann. Jedenfalls hätte eine sorgfältige Abwägung zwischen den Konsolidierungsinteressen 
der gesetzlichen Krankenversicherung und den existenziellen Belangen der Leistungserbringer 
erfolgen müssen. 
 
Hinzu kommt, dass der Gesetzentwurf die wirtschaftlichen Folgen für die Versorgungssicherheit 
vollständig ausblendet. 
 
Die im Bundesanzeiger veröffentlichte Veränderungsrate der beitragspflichtigen Einnahmen der 
Mitglieder aller Krankenkassen für das Jahr 2026 beträgt 5,17 Prozent und stellt den bislang 
höchsten ermittelten Wert dar. Gleichwohl sieht der Gesetzentwurf vor, diese Veränderungs-
rate, die künftig als maßgebliche Obergrenze für Vergütungssteigerungen der Leistungserbringer 
dienen soll, in den Jahren 2027 bis 2029 zusätzlich um jeweils einen weiteren Prozentpunkt ab-
zusenken, vollständig losgelöst von konjunkturellen Entwicklungen. Dies entbehrt jeder wirt-
schaftlichen Betrachtung. 
 
Wäre die geplante Regelung bereits zum 1. Januar 2026 in Kraft getreten, hätten die Kranken-
fahrtenunternehmen lediglich eine Vergütungssteigerung von 4,17 Prozent als Obergrenze be-
anspruchen können. Dieser Wert hätte nicht einmal ausgereicht, um die gesetzlich vorgeschrie-
bene Mindestlohnerhöhung vollständig auszugleichen. Bereits die Erfüllung zwingender arbeits-
rechtlicher Vorgaben hätte somit zwangsläufig zu einer Unterfinanzierung geführt. Für die Refi-
nanzierung sämtlicher weiterer Kostensteigerungen – etwa bei Fahrzeugen, Versicherungen, Er-
satzteilen, Energie oder Kraftstoffen – wäre kein finanzieller Spielraum verblieben. 
 
Unsere Mitgliedsunternehmen stehen uneingeschränkt zu ihrer Verantwortung als Arbeitgeber 
und werden auch künftig den gesetzlichen Mindestlohn sowie sämtliche arbeitsrechtlichen Vor-
gaben einhalten. Es kann jedoch nicht sachgerecht sein, wenn der Gesetzgeber einerseits stei-
gende Löhne verbindlich vorgibt, andererseits aber die Refinanzierung dieser gesetzlich veran-
lassten Mehrkosten ausschließt. Vergütungsregelungen dürfen nicht dazu führen, dass die Ein-
haltung gesetzlicher Vorgaben zu einem wirtschaftlichen Nachteil für rechtstreue Unternehmen 
wird. 

Zusätzlich sehen sich die Krankenbeförderungsunternehmen mit erheblichen Sachkostensteige-
rungen konfrontiert. Die Kosten für Kraftfahrzeugversicherungen, Werkstatt- und Wartungsleis-
tungen sowie Ersatzteile sind in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen und liegen inzwi-
schen vielfach rund 25 Prozent über dem früheren Niveau. Auch die Energiekosten bewegen sich 
weiterhin auf einem hohen Niveau. 

Darüber hinaus haben die Anschaffungskosten für Fahrzeuge historische Höchststände erreicht. 
Insbesondere die Beschaffung spezialisierter Krankenbeförderungsfahrzeuge stellt die Unterneh-
men vor erhebliche finanzielle Herausforderungen. 
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Zusätzlichen Druck erzeugen die infolge geopolitischer Entwicklungen stark gestiegenen Kraft-
stoffpreise. Da Fahrleistungen den Kern der betrieblichen Tätigkeit ausmachen, wirken sich diese 
Kostensteigerungen unmittelbar auf die Wirtschaftlichkeit der Unternehmen aus und führen 
viele Betriebe bereits heute schon an die Grenze ihrer finanziellen Belastbarkeit. 

Die Grundlohnrate bildet ausschließlich die allgemeine Einkommensentwicklung der gesetzlich 
Versicherten ab. Die tatsächliche Kostenentwicklung der Leistungserbringer, insbesondere bei 
Personal-, Energie-, Fahrzeug- und sonstigen Betriebskosten, wird hingegen nicht berücksichtigt. 

Wird die Grundlohnrate dennoch als starre Obergrenze für künftige Vergütungsanpassungen 
festgelegt, führt dies zwangsläufig zu einer zunehmenden Entkopplung von Kosten- und Vergü-
tungsentwicklung. Die Folge wäre ein strukturelles Refinanzierungsdefizit, da unvermeidbare 
Kostensteigerungen nicht mehr in vollem Umfang durch entsprechende Vergütungsanpassungen 
ausgeglichen werden könnten. Für die betroffenen Unternehmen würde dies einen kontinuierli-
chen wirtschaftlichen Substanzverlust bedeuten. 

Die Folgen wären gravierend: wirtschaftliche Schieflagen bis hin zu Betriebsaufgaben, Arbeits-
platzverluste sowie eine spürbare Gefährdung der flächendeckenden Patientenversorgung. Be-
sonders betroffen wären schwerkranke und mobilitätseingeschränkte Menschen, die regelmäßig 
auf Krankenfahrten zu lebenswichtigen Behandlungen wie Dialyse-, Chemo- oder Strahlenthera-
pien angewiesen sind. 
 
Maßnahmen zur Beitragssatzstabilität dürfen nicht dazu führen, dass elementar wichtige Wirt-
schaftszweige im Gesundheitswesen einseitig zur Finanzierung der Beitragsstabilität herangezo-
gen und dadurch strukturell in ihrer wirtschaftlichen Existenz gefährdet und aus dem Markt ge-
drängt werden. 
 
Vor diesem Hintergrund bitten wir Sie nachdrücklich, sich in der kommenden Plenarsitzung des 
Bundesrates dafür einzusetzen, die vorgesehene starre Bindung der Vergütungen an die Grund-
lohnrate aus dem Gesetzentwurf zu streichen und sicherzustellen, dass unvermeidbare Kosten-
steigerungen auch künftig angemessen refinanziert werden können. 
 
Nur so kann gewährleistet werden, dass die Unternehmen des Krankenfahrtengewerbes ihre 
Leistungen auch künftig wirtschaftlich erbringen und die medizinische Versorgung der Bevölke-
rung in Hessen zuverlässig sichergestellt bleibt. 

Für Rückfragen steht Ihnen der Unterzeichner jederzeit gerne zur Verfügung. 

Hochachtungsvoll 

Mathias Hörning  
Geschäftsführung  
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